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Betrifft: Einstufung von Ausgaben für bevölkerungspolitische Maßnahmen als 
Investitionen in Bezug auf das Haushaltssaldo

Der demografische Winter stellt eine der dringendsten Herausforderungen für Europa dar und 
hat schwerwiegende Auswirkungen auf unterschiedliche Bereiche der Gesellschaft wie 
Kultur, Wirtschaftswachstum sowie Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen und 
Rentensysteme. Im Bericht Draghi wird prognostiziert, dass die Erwerbsbevölkerung in der 
EU bis 2040 um fast zwei Millionen Menschen pro Jahr zurückgehen wird, was die 
Notwendigkeit struktureller Maßnahmen zur Stärkung der europäischen 
Wettbewerbsfähigkeit unterstreicht.

Die EU kann sich nicht nur passiv an die alternde Bevölkerung anpassen, sondern muss 
handeln, indem sie künftige Generationen in den Mittelpunkt ihrer Wirtschafts- und 
Sozialpolitik stellt. Derzeit werden die Ausgaben der Mitgliedstaaten für 
bevölkerungspolitische Maßnahmen zur Erhöhung der Geburtenraten als laufende Ausgaben 
eingestuft und unterliegen Haushaltszwängen. Ihre langfristigen positiven Auswirkungen auf 
das Wachstum in Europa sind jedoch offensichtlich.

Die Einstufung solcher Ausgaben als Investitionen in die Fähigkeiten und Fertigkeiten der 
Menschen und in die wirtschaftliche Entwicklung, und zwar auch in Bezug auf die EU-
Haushaltsregeln, würde es den Mitgliedstaaten ermöglichen, ihre bevölkerungspolitischen 
Maßnahmen flexibler umzusetzen.

1. Beabsichtigt die Kommission, die Ausgaben der Mitgliedstaaten für 
bevölkerungspolitische Maßnahmen als Investitionen im Rahmen des Stabilitäts- und 
Wachstumspakts einzustufen?

2. Beabsichtigt sie, eine Generaldirektion oder ein spezielles Referat einzurichten, das sich 
mit bevölkerungspolitischen Maßnahmen befassen soll?

3. Welche Initiativen könnten in Betracht gezogen werden, um Mitgliedstaaten zu 
belohnen, die in strukturelle demografische Maßnahmen investieren?
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1 Diese Anfrage wird von einem Mitglied unterstützt, das nicht mit den Verfassern bzw. Verfasserinnen 
identisch ist: Stefano Cavedagna (ECR)


